[image: image1.jpg]



                                   Blankenfelde-Mahlow, 13. November 2011


Betr.:  Konsequenzen aus dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
            zur Nachtflugregelung für den BBI/BER vom 13. Oktober 2011

hier:    Klage/Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht         

Die Gemeindevertretung möge beschließen:

Der Bürgermeister wird beauftragt, alle für die Gemeinde rechtlich möglichen Schritte einzuleiten, um das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. Oktober 2011 zur Nachtflugregelung für den BBI/BER fristgerecht durch das Bundesverfassungsgericht überprüfen zu lassen. 

Für eine ggf. notwendige finanzielle Unterstützung klagebefugter privater Kläger ist aus dem Haushalt der Gemeinde ein Betrag von  maximal 50.000,-- € zur Verfügung zu stellen und hierfür ggf. eine über- bzw. außerplanmäßige Ausgabe zu veranschlagen.

Begründung:

Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 13. Oktober d.J. alle Klagen von Gemeinden und privat Betroffenen gegen die Nachtflugregelung aus dem Planergänzungsbeschluss abgewiesen. In der Folge bedeutet dies bei Inbetriebnahme des BBI/BER lediglich eine vollständige Nachtruhe von 0.00 – 5.00 Uhr. Diese Regelung dürfte gegen einzelne Artikel des Grundgesetzes, insbesondere Art. 2 (2) verstoßen.

Blankenfelde-Mahlow ist die Gemeinde, die bei Inbetriebnahme des  BBI/BER am stärksten von Fluglärm betroffen sein wird. Eine sog. Lärmpause von lediglich 5 Stunden ist nicht ausreichend um sich von bis zu 19 Stunden Fluglärm, mit Spitzenbelastungen von bis zu 
2-minütlichen Flugbewegungen, zu erholen. Der nun zu erwartende Fluglärm ist somit eine gravierende Bedrohung für die Gesundheit unserer Bürger/innen.
Sofern es bei dieser Regelung bleiben sollte, werden die Einwohner/innen unserer Gemeinde zudem in ihrer Bewegungsfreiheit und somit Lebensqualität massiv eingeschränkt. Gleiches gilt für die Entwicklungsperspektiven der Gemeinde. Dies gilt es unter allen Umständen zu verhindern!
Letztes rechtliches Instrument auf nationaler Ebene, um das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts aufheben bzw. für grundgesetzwidrig erklären zu lassen, ist eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe (Verfassungsbeschwerde).
Diese ist 1 Monat nach Vorlage der schriftlichen Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts  am Bundesverfassungsgericht incl. der Begründung einzureichen.
Von Verfassungsrechtlern wird darauf hingewiesen, dass eine gemeindliche Verfassungsbeschwerde einer Flankierung durch private Beschwerden bedarf, da der mit den Beschwerden verfolgte Schutzzweck und damit der verfassungsgerichtliche Prüfungskanon bei der Individualbeschwerde und der kommunalen Verfassungsbeschwerde unterschiedlich ist (Art. 2 II, 14 I GG auf der einen Art. 28 II GG auf der anderen Seite).
Diese sozusagen begleitende Klage oder Beschwerde kann wiederum nur von privaten Klägern geführt werden, die bereits in dem Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht beteiligt waren. Um diese wichtige flankierende Verfassungsbeschwerde der privaten Kläger nicht an den finanziellen Möglichkeiten scheitern zu lassen soll die Gemeinde den fehlenden Differenzbetrag, der auf max. 50.000,-- € begrenzt wird, aus dem Gemeindehaushalt übernehmen.

Für die Kosten der gemeindlichen Klage wie auch eine eventuelle Kostenübernahme für private Kläger/innen ist eine Kostenteilungsvereinbarung mit der Schutzgemeinschaft der Umlandgemeinden anzustreben, da auch alle übrigen in ihr organisierten BBI/BER-Anliegergemeinden im Falle einer erfolgreichen Verfassungsbeschwerde davon profitieren werden.

Juristische Beobachter rechnen damit, dass die schriftliche Urteilsbegründung des Bundesverwaltungsgerichts ca. Ende November/Anfang Dezember 2011 vorliegen wird.

Unter Bezug auf die o.g. Frist müsste die Verfassungsklage somit bis Ende Dezember 2011 spätestens Anfang Januar 2012 eingereicht sein.

Es besteht somit ein großer Zeitdruck, um eine gut begründete und somit aussichtsreiche Verfassungsklage auszuarbeiten und fristgerecht in Karlsuhe einzureichen.
Aus diesem Grund ist es erforderlich, diesen Antrag nicht erst in einen Fachausschuss (die nächste Sitzung des Flughafenausschuss findet erst im Januar 2012 statt) oder den Hauptausschuss (die nächste Sitzung findet erst am 8. Dezember 2011 statt) zu verweisen

sondern in dieser Gemeindevertreter-Sitzung als Auftrag an den Bürgermeister zu beschliessen. 

Für den Fall einer Klagezurückweisung durch das Bundesverfassungsgericht steht den Klägern dann noch der Weg offen, vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EUGHM) in Straßburg zu klagen. Dieser Rechtszug ist gebunden an die voherige Klage vor dem Bundesverfassungsgericht. Auch um diese dann letzte Möglichkeit ausschöpfen zu können, das folgenschwere Urteil des Bundesverwaltungsgerichts quasi aufheben zu lassen

ist alles daran zu setzen, die Verfassungsbeschwerden zu ermöglichen.
Für die Fraktion der

BVBB-Wählergruppe Mitglieder & Sympathisanten (BVBB-WG)

                                                                               gez.

Matthias Stefke                                                     Carola Evans

Fraktionsvorsitzender                                          stellv. Fraktionsvorsitzende
